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Bezug - vreiS : viertcliöbrlich 4 75 -K : durch die Post im Nrbtet« der deutschen Postverwalrung, Vriefträgergebitbr eingerechnet . 4 ^4 SS chk — Einzelnummer >0 H — Anzeige II gebühr : die 7 mal gespaltene
Prtitzeile »der deren Raum SS Kt ziiziigllch SO V« Teuerungszuschlag. Briese und Neider irei. Bei Wiederboi :>«-,e« tariskcsier Rabatt , der alb Kassenrabatt gilt und verweigert werden kann, wenn nicht binnen vier
Sordini nach Empfang der Rechnung Zadlung «rfvlgt. Bei Klageerb «bung, zwangSweiier Beitreibung und K»nkur «», ' ^abren fallt «er Rabatt fort. Erfüllungsort Karlsruhe . — Im Kalle von höherer Gewalt, Streik, Sperr «,
» »«sperriin.i , Maschinenbruch . Betriebsstörung im eigenen Betriebe oder in denen unserer kieferanten bat der In, . reut keine Ansprüche , fall» di« Zeitung verspätet, in beschrilnktrm Umfange »der nicht erscheint. — Kür
b»lepb,nis« e Abbestellung von Anzeigen wir» keine «Sewäbr übernommen. — Unverlangte Drmksachen und Manuskript« werden nicht zurückgegeben nud e« wird kmerlri Verpflichtung zu irgendwelcher Vergütung übernommen.
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Do« der Friedenskonferenz.
* Amtlich wird au» Part » mitgeteilt , daß die Mächte de-

schlaffen haben, eine auS zwei Vertreter », einem Zivilisten und
einem Militär , bestehende Kommission nach den Printe *
Inseln im Marmara -Meer zu entsende», «m dort mit rus¬
sischen Abgesandte» zusammen zu kommen. Eine Shnttche
Kommission wird «ach Danzig gehen, um mit de» Polen zn
verhandeln .

Am 25. Januar wird eine Ssfentliche Vollsitzung abgehalten
werden , um über den Völkerbund zu berate ». Lloyd George
Wird bei dieser Gelegenheit einen aus wenigen kurzen Klau¬
seln bestehenden Antrag über die allgemeine » Bedingungen
einbringen . -Hierauf wird Präsident Wilson den « ach den Un¬
terredungen mit Lord Robert Cecil und SmutS entworfenen
Plan rinbringen . Wahrscheinlich werde» bei dieser Gelegen¬
heit Lord Robert Cecil »ind Smuts sprechen . Schließlich wird
eine besondere Bölkerbnndskommission darüber entscheiden,
wie groß der von Deutschland angerichtete Schaden ist und
Wieviel Schadenersatz Deutschland zu bezahlen imstande ist
»nd in welcher Zeit die Zahlung geschehe« kann.

Die Fordrr«ngerr an Deutschland .
* Der „TempS" veröffentlicht eine große Anzahl von Er¬

klärungen großer , mittlerer und kleiner Ententestaaten über
ihre Forderungen auf der Friedenskonferenz . Der litauische
AntrrstaatSsekretär Rosenbaum setzt die Grenze Litauens fol¬
gendermaßen fest : Die alten russischen Gouvernements Kowno,
Wilna , Grodno , Minsk, Mohilew , Witebsk , ein Teil des Gou¬
vernements Sutvalki , ferner von Ostpreußen Memel , Tilsit ,
Gumbinnen . In einem neuerlichen Interview begründet Beni -
- eloS die Ansprüche auf Thrazien und Konstantinopel , das
griechisch werden muffe, sofern es nicht international werde .
Auf keinen Fall dürfe eS türkisch bleiben . Venizelos fordert
Weiter den asiatischen Teil Bruffas , ferner die kleinasstatischen
und ägäischen Inseln . Als chinesische Forderung nennt das in
Paris erscheinende „ Echo de Chine" u . a . : Die Rückgabe der
Gebiete Kiautschau und Tsingtau , die Revidierung des Ver¬
trages von Wcrihaiwa. die Prüfung der Frage der chinesischen
Zolltaxen und Tarife und die Öffnung der Mongolei und Tibets
für den Handel . —

Der Bericht CombeS wird am Donnerstag in der Kammer
und im Senat namens der mit dem Studium der wirtschaftli¬
chen Organisation nach dem Kriege betrauten Kommission zur
Verteilung gelangen . Die Kommission verlangt bezüglich der
Friedcnsverhandlungen , daß die bevollmächtigten Vertreter von
technischen Beiräten begleitet seien. Das Saarkohlengebiet
Müsse als Teil von Elsaß -Lothringen betrachtet, die Schiff¬
fahrt auf dem Rhein freigemacht und der Hafen von Straß¬
burg entwickelt «werden. Die Schadenvergütung müsse voll¬
ständig sein und als Schadenersatz müßten Roh » ffe geliefert
Werden .

Das Ende des Berliner Gleklrintäls -
ardeilerstreiks.

* Der Streik der Elektrizitätsarbeiter ist gestern abend nach
achtstündiger Beratung von dem Einigungsamt des Berliner
Gewerbcgerichts beigelegt worden . Die Arbeiter erhalten jetzt
LchO M . Stundenlohn , was einem Tagesverdienst von 20 M.
entspricht. Zur Erzielung gleich hoher Lohnforderungen sind
nunmehr auch die Gasarbeiter und die Arbeiter des Wasser¬werks in eine Lohnbewegung getreten .

Der Obmann der Kommission der Elektrizitätsarbeiter traf
gestern abend noch Anordnungen für die sofortige Wiederauf¬
nahme der Arbeit . Kurz nach 8 Uhr wurden zuerst die Stra¬
ßenbahnen und die Telephonämter mit Strom versorgt . Dann
schaltete die Hauptzentrale am Schifsbauerdamm die Licht¬
kabel ein, so daß die Leipziger- und die Friedrichstrahe glück-
Itch wieder Licht bekam . Die anderen Elektrizitätszentralen

lgten kurze Zeit später . Um S Uhr abends war die Lichtnot
seitigt. Auch der private Telephonverkehr wurde gestern

«benv noch freigegeben. (B. P .)

Erhöhung der Fleifchraliorr ?
* Aus Berlin wird gemeldet : Daß in nächster Zeit eine Er -

Hähung der Fleischration im ganzen Reiche erfolgen solle , hatdie bayerische Fleischversorgungsstelle mitgeteilt .
Wie der „ Bcrl . Lokalanz.

" dazu hört, finden tatsächlich deS-
Wegen auch bei den zuständigen Berliner Stellen längere Be¬
sprechungen statt. Ob es sich indessen ermöglichen lassen wird ,die Fleischration zu erhöhen, steht noch nicht fest . Falls die
Verhältnisse es gestatten sollten, will man versuchen, es be¬
reits am 1 . Februar zu tun .

Die Demokilifiermrg irr Frankreich.
Paris , 23. Jan . DaS KriegSministerium ordnet die Demo¬

bilisierung der JahreStlasse « 18S0 bis 1908 an . (WB .)

Die Streikbewegung i» England .
Ein Reutertelegramm berichtet: 150 OVO Bergarbeiter in den

Kohlengruben von Dorkshire haben heute wegen einer Strei¬
tigkeit über die Dauer des Arbeitstages die Arbeit «iedergelegt .Der Streik wird die Arbeiten der Fabriken , deren Kohlen¬
reserven nur gering sind, ernstlich beeinträchtigen . Me Ar¬
beitnehmer und Arbeitgeber der Schiffsbau - und Maschinen¬
industrie kamen heute in London zusammen , um den herr¬
schenden Konflikt beizulegen. '

Denkscbritt zum Lntwurk der
neuen deutschen Verfassung .

(Schlich au» Nr. 20 .»
S.

In solcher Art gegliedert, würden die «
einzelne » denischra Kreist ante »

nach Umfang, Zusammenhang und LeistungSsähtglettauch am besten den
Funktionen entsprechen , dle ihnen tm Gemrtnlebe» der Sieichsrcpubllk
obliegen werden. ES sind die Funktionen HSchstpotenzierter Selbstver¬
waltung für die die kleinsten der bisherigen Einzelstaaten viel zu kleta,
der Grobstaat Preußen aber vlel zu grob und ln sich selbst zu verschie¬
denartig ist. Alle der nationalen Gemeinschaft alS solcher natürlich zu-
sallendcn staatlichen Fnultione « mutz die Verfassung der Republik tm
Reiche konzentrieren, schärser, ausschließlicher und Ilarer , als dteS die
bisherige Reichsversassung tat , die durch Rücksichten aus dynastisch« und
obrtgleitliche Empfindlichkeiten sich ganz bewußt bestimmen lieb- Da¬
gegen findet die Autouomle »nd Selbstverwaltung der engere» ver¬
bände, in die sich das Volksganze gliedert, oussteigend von den Gemein¬
den ihre Krönung und vollste Entfaltung in de» Freistaaten , die eben
deshalb nach der Natur ihrer Bevölkerung und nach ihrer wirtschaftliche »
Struktur innerlich einheitliche Gebilde sein müssen.

Nach nutze» in allen internationalen Beziehungen kann und darf die
deutsch« Republik nur als

unbedingt geschlossen« Einheit
erscheinen . Die bisher schon teils schädlichen, teils lächerliche » Reste
einer »auswärtigen Hoheit " der Gliedstaaten müssen selbstverständltch
völlig beseitigt werden. Die Erfahrung der letzten Wochen hat bestätigt,
was man vorher schon wissen konnte , daß jene Reste zwar niemals und
niemandem in Deutschland nützen , tedsch gerade in Irillschen Lagen für
ganz Deutschland und damit für alle sein« Glieder lebensgefährlich wer¬
den Wunen . Die neuen Regierungen der deutschen Freistaaten werden
tu dieser Beziehung nicht als Erben dtznastischer Eitelkeit und Etkersüch -
telet austreten wollen . Dar gleich« gilt von der Wehrversassung , deren
künftige Gestaltung im übrigen erst nach dem Friedensschlüsse bestimmt
werden kann , die tedoch tn jedem Fall« vollkommen einhetUich für dar
ganze Reich sein mutz.

Die Vereinheitlich««» d«S grptzen Verkehrswesen » wird alS dringend«
Notwendigkeit der Zeit kaum in Frage gestellt werden tönncn . Der
schwere Fehler , der einst durch die Ablehnung des RetchSeiseribahnsystemS
begangen wurde, mutz endlich wieder gutgemacht werden. Wirtschaftlich
wie poltlisch ist eS gleich widersinnig, wenn sich das Staatsbahnsystem
nicht an die grobe politische Einheit d«S Reichs anlehnt . Die Wider¬
stände , die dem bisher entgegenstanden, dürfen t« der Hauptsache al»
überwunden gelten zugleich mit der preubtschen Hegemonie , der ihr«
StaalSetsenbahnen als wenig sreundnachbarltcheS aber sehr wirksame »
Druckmittel dienten. Was aber der größten Staatsbahnverwaltung
recht sein mutz, wird den kleineren billig sein . Die etwaigen Schwtertg-
ieiien der finanziellen Auseinandersetzung können letzt das Notwendige
gewiß nicht mehr verhindern. Mit den Eisenbahnen werden auch dt«
großen Btnnenwafferftratze» in Reich-Verwaltung Lberzug -Hen haben,
jedenfalls soweit sie tn den Gebieten mehrerer Elnzelstaaten gemeinsam
sind . Ferner unterliegt naturgemäß da« moderne Verkehrswesen der
Kraftfahrzeuge zu Lande und tn der Lust der einheitlichen Regelung
und Berwallung durch da» Reich. Dem schließt sich der Handel, das
Bank- und Börsenwesen u . dgl. an . Die bisher schon in der Haupt¬
sache einheitliche Rrtchsverwnltu«, de» Post -, Telegraphen- und Tele-
phonwesen » ist von den Resten rinzelstaatllcher Borbehalle zu befreien.
Fallen mit der preußischen Hegemonie fügltch ihre Reslerwtrkunge«,

dir süddeutsche, Reservat«
überhaupt fort , so ist auch für da» bayerisch« und württembergifche Post¬
reservat lein Platz mehr . Sollt : wirklich eine finanzielle Schädigung
dieser Freistaaten nachweisbar sein , so ist dt« Entschädigung auf rein
finanziellem Gebiete zu suchen. Die Beamten werden sämtlich unmittel¬
bar« Reichsbeamte , wa » nicht auSschließt , daß hier wt« in allen ähn¬
lichen Fällen bet der Anstellung auf dt« Heranziehung von LandeSan-
gchörtgen gebührend Bedacht zu nehme» ist . DaS gilt auch für da» Zoll¬
wesen , dessen etnhettltcher und ausschließlicher Gesetzgebung durch da»
Reich künftig auch die eigene und unmittelbare Reichsverwaltung ent¬
sprechen soll.

Neben dtesen intensiver ausgestalteten Gebieten eigener und unmittel¬
barer RetchSverwaltung stehen auch «luftig di« Gebiet«, für deren ge-
setzltche Regelung zwar auch da« Reich zuständig ist , ohne jedoch «tn«
sekundäre « eletzgebung der Etnzelstaaten i« Rahmea der ReichSgefetze
auSzuschlteßen , und ohne di« Verwaltung unmittelbar an das Reich
zu ziehen . In diesen ZustandigieilSiretr fallen zunächst die schon bis¬
her dahtn gehörigen Gebiete . Auf einigen von Ihnen wird stch ohne
jede «erfassuitgbäuderung durch dt« Natur der Berhältntsse von selbst
da» Schwergewicht nach der Seite des Reich» hin verschieben , so vor
allem im Finanzwesen. Dt - ungeheuerlich « finanzielle Belastung, unter
deren furchtbarem Drucke die deutsch« Republik ihr Dasein begtnnt, macht
es von vornherein unmöglich , irgendwelche zur Tragung dieser Last
tn größerem llmfang geeignete Objekte prinzipiell den R-tchsfinauzea z«
entziehen: das Reich muß unbedingt de» « ortrttt haben, um überhaupt
existieren zu können . Di« Freistaaten, ebenso wt« dt« kommunale»
Selbstverwaltung»» !»««, müssen stch mit ihre« Finanz - und Steuerwesea
tn den Rahmen de« ReichSstnanzfvst«« » el»passen , indem sie einmal
vom Reiche nicht beansprucht « Quelle» für sich erschließen und sodann
aus gewisse Reichsfteuern Zuschläge legen könne», innerhalb der vom
Reich« zu normierenden Grenz«.

Ferner wird hier dt« Sozialisier»»»-»»« ««, dt« Einführung grober
Monopol« eventuell aus dem Wege der Enteignung die Rrichstättgkett
bedeutsam auSdehnen, ohne jedoch di« ergänzend« Tätigkeit der Einzel-
staaten auszuschlteben . Auch auf anderen Gebieten der Sozialpolitik
wird die Leitung durch da» Reich intensiver werden müssen unter Mit¬
wirkung der Elnzelstaaten nach Len vo« Reich« gezogenen Grundlinien .
DaS gilt von der nach Lage der Tinge notwendiger und wichtiger als
je gewordenen soziale « Bodenpolitik , die ganz gewiß tn besonderm
Maße der Mitarbeit von Etnzelstaaten und kommunalen Selbstverwol-
tungskörpern bedars , t-boch der allgemeinen Leitung und Normierung
Lurch das Reich nicht entraten kann . Da» gilt schließlich auch vo» dem
Verhältnis des Staates zu Echnle «nd Kirche. Gerade hier darf die
Eigenart der verschiedenen Landschaften «nd Stämme, dte für eine Ver¬
letzung dieser ideellen Werte mit Rech « ganz besonders empfindlich ist,
keineswegs durch eine unverständig zentraltsterende und schematisierend «
Gesetzgebung und Verwaltung derletzt werden: gerade auf diesen Gebie¬

ten muß auf sie dte schonendst« Rücksicht genommen werden . Aber bet
der grundlegenden Bedeutung dieser Gegenstände , tnsonderhett der
Volksbildung auf allen ihren Stufen , von der Elementar- bis zur Hoch¬
schule, kür da» ganz« Gemetnleben, für de» geistigen und sittlichen Ge¬
halt des Reichs dars sich dieses nicht mit seiner bisherigen Ohnmacht
bescheiden : «S mutz vielmehr auch hier die allgemeinen, dem ganzen deut¬
schen Volke gemeinsamen Grundlinie« ziehen , innerhalb deren der Ei¬
genart und dem Eigenleben der engeren Gemeinschaften freier SpieE
raum zu fruchtbarer und ihren Empfindungen entsprechender Betäti¬
gung zu geben ist.

Baut stch so das Reich, der Struktur des VollSstaatS entsprechend , bau
unten nach oben auf , und ruht e» infolgedessen mit seiner ganzen inne¬
ren Lcbenstätigleit auf dem organischen Unterbaue seiner kommunale »
und eirizelstaatiichen Glieder, so ist ein gewisser

normierender Etnslntz de» GesamtwtllenS ,
also der Reichsgesetzgebung anf dt« Organisation der Etnzelstaaten und
ihrer Eenietndcu unentbehrlich. Aber er soll stch auch Nus das Uneat-

, behrliche beschränken , indem er nur die Homogenität zwischen der Struk¬
tur des Reichs und der seiner etuzeistaatltcheu und kommunalen Glieder
sicherstem . Soweit diese nicht in Frage iommt . ist der Autonomte dte
Freiheit zum Ausbau ihrer Verfassung und Verwaltung nach der Ber-
schtedenhett der landschaftlichen und örtliche « Verhältnisse zu lassen.

Aus der Natur des VollSstaatS ergibt stch dte freiere Stellung und
weitere Entfaltung der örtliche » Selbstverwaltung, tm Gegensatz« zu
deren Einengung und Bevormundung durch den Obrigkeiisstaat. Zu¬
gleich weist diese örtlich « Selbstverwaltung den Weg für Li- Einfügung
der Wahl und einer gewisse» Bodenständtgleit der Verwaltungsbehörden.
Nach der deutschen Entwicklung wird auch tn Zukunft dte Arbeit eine»
fachlich geschulten und in seiner Stellung gesichertes Brrussbeamtentnms
im weiten Umfang unentbehrlich sein . Selbstberstüudltch untersteht dtesc«
Berufsbeamtentum künftig der politischen Leitung durch die aus VolkS-
wahlen hcrvorgehcndcn und aus das Vertrauen des Volles oder seiner
Vertretung stch stützenden Organe. Aber dte Bestellung durch Wahl wird
stch eben auf diese leitenden polttischen Organe der einzelnen Gemeta-
weserr von der Gemeinde bi» hinauf zum Reiche tu der Hauptsache be¬
schränken müssen . Je ausgedehnter der WiriungLkretS örtlicher Selbst¬
verwaltung ist, desto bedeutungsvoller wird damit der Einfluß der Be¬
stellung durch Wahlen. Und zugleich wird damit die Bodenständigtert
eines entsprechend großen und wichtigen Teiles des Personals der inar -
ren Verwaltung gewährleistet. Auch wenn lokale Selbstverwaltungs-
iörpcr leitende Beamte von auswärts berufe » , so stellen sie doch durch
ihren freien Willen die Verbindung mit dem örtlichen Gemeinwesen her.

Im übrigen wird auch lünftig das Reich eigene Mittel- und Unter-
behörden nur für die oben umschriebenen Gebiete der eigenen und un-
mtttelbaren Reichsvcrwaltung besitzen : für den großen Kreis der sonst
noch der Regelung durch die Retchtzgesetzgrbung unterliegenden Gegen¬
stände muß stch das Reich auch lünsttg auf Zentralbehörden beschränken,
während dt« Verwaltung dieser Angelegenheiten in mittlerer und un¬
terer Instanz nach wie vor durch Lande »- und Gemeindebehörden ge-
fchteht . Denn es wäre verschwenderisch und auch sonst unzweckmäßig,
neben diese noch besondere untere Reichsbehörden in Einzclstaatcn und
Gemeinden zu stellen . Aber unbedingt «rsorderltch ist cs, dte Ausfüh¬
rung der Reichsgesetze tm wirtlichen Sinne des Gesetzgeber» besser als
bisher zu sichern : dazu gehört eine schärfer- und klarere Gestaltung des
Aussichtsrechts der Reichs -Zentralbehörde» Uber dte eiuzelslaatltchen Ver¬
waltungsorgan « tnnerhc. b der Reichszuständtgieit . Bisher war die
Verantwortlichkeit de» Reichskanzler » und der RetchS -StaatLseiretäre vor
dem Reichstag für die sinngemäße AuSsührung der Rcichsgesetzc, soweit
sie den etnzelstaatltchen Verwaltungen oblag , eine inhaltslose Form, »veil
dte Reichsregierung jene» « inzelstaatlichen Verwaltungen gegenüber im
wesentlichen ohnmächtig war . Tie Fortdauer dieses Gegensatzes von
staatsrechtlicher Form und poltttschem Inhalt , der das Parlament in den
praktisch wichtigsten Fragen tatsächlich anSschaltet«, ist in der neuen Re¬
publik völlig unmöglich. Daher muß da » Aufsichtsrccht der verantwort¬
lichen Retchsregierung über dt« Ausführung der ReichSgefetze durch die
einzelstaatlichen Verwaltungen so derstärkt und wirksam gestattet werden,
daß jene Verantwortltchlett zur Wahrheit wird , indem die formal ver¬
antwortlich« Stelle auch die tatsächlich« Macht zur Durchführung de» ge¬
setzgeberischen Willens erhält .

S.
Für die

Gestaltung »er ibersteu Reichsorgane ,
di« al » Beauftragte de» Volke» dessen Gemetnwillcn zum Ausdruck
bringen , soweit er nicht dem Volk« unmittelbar tn Gestalt des Referen¬
dum» Vorbehalten bleibt, kommen nach Lage der Tinge gegenwärtig
dret Möglichkeiten tn Betracht.

Die Volt- Vertretung bestellt durch ihre Wahl unmittelbar da » teilend«
Regierungsiollegium , dessen Mitglieder an der Spitz« der einzelnen Res¬
sorts stehen . Sie sind der BalkSvertretung zwar für ihre Amtsführung
verantwortlich , aber nicht tn der Weise d«S parlamentarischeu Systems,
indem sie zurücktrete» müßten, sobald sie mit einer politisch wichjigen
Vorlage t» der Minderheit bleiben : vielmehr beruht das Vertrauens¬
verhältnis zwischen Parlament und Regierung daraus, daß die Re¬
gierung dom Parlament gewählt wird und ihr Mandat nur aus der-
hältniSmäßig kurze AmtSpertodcn erhält . Es ist dies da» System der
Schweizerischen Eidgenossenschaft , das nicht bloß alS geschichtliche » Vor¬
bild offenbar grobe Vorzüge sür die Organisation eines demolratischen
Gemeinwesen» ausweist. Dazu iommt noch die Verwandtschaft dieser
Organisation mit der in dem größten Teile Deutschlands seit langem
eingebürgerten Stadtverfassung. Daß dabei der Dualismus zwischen
einem mehr oder minder repräsentativen Staatsoberhaupt und der ver¬
antwortlich arbeitenden Regierung sortfälll, ist einer demolratischen Emp¬
findung angenehm. Ferner ist «S ei» politischer Vorteil des Systems,
daß eS di« einsetttg« Parteiherrschaft mit ihren Härten und Wechseisälleu
vermeide» kann, weil da» Regierungsiollegium durch Kompromiß zwi¬
schen den maßgebende» Parteien nach deren ungesährem StärkeverhLlt-
nisse zu bilden ist . So fließt das ganze politische Leben friedlicher und
ruhiger dahin . Jedoch wird eben Vieser Vorzug leicht »um Nachteil sür
dte Verhältnisse eine» GroßstaatS, der eine durch politische Homogenität
tn stch geschlossen« und also tatkräftiger« Regierung braucht . Und eben
diese Bedürfnisse großstaatltcher Politik nach innen und noch mehr nach
außen drängen doch aus die Repräsentation der staatlichen Einheit durch
eine Persönlichkeit, ein republikanische » Staatsoberhaupt hin. Dazu
kommen für Deutschland noch die mannigfachen Rücksichten , die bet der
Bildung «ine» solchen Regierungsiollegium» durch unmittelbare parla¬
mentarische Wahlen stch gellend machen müßten : Rücksichten aus landS -
mannschaftliche Zugehörigkeit zu den Etnzelstaaten, aus di« Vielheit der
politischen Parteien , Wohl auch auf lonsesstonelle Unterschied«. Dies«



Eilige viele » u» weil. -- - . - ^ejetz,-, ' Reichs »uilj l- ,:--ere
Echwterigleieen a>s - . , . el,c>.»iiii,en : t>e xu vereinigen mir der
»och Icineowegs zu pernackiläislgenden Rücksicht a>is die persöullcy « Eig¬
nung der Regierung- Mitglieder sür die vcrantmorliiche Leitung der zahl¬
reichen und großen ReichSrcssoris ikt aus dem Wege pärlamenlarischcr
Kahl kaum möglich . So empfehlenswert, nach alledem diese» System
für die Verfassung der einzelnen deutschen Jrzistaalen ist, so wenig
kann eS für die großen Ausgaben des Reichs selbst ( vörgcschlagcn wer¬
ben . Hier Wirt die Bcstellung eines

Präfideute»,
»er seinerseits die ReichSrrgicrung ernennt , nicht zu umgehen sein .

Für das Brrhältnis dieses Priiftdeuien zur Volksvertretung gibt er
nun wiederum zwei Möglichkeiten : da« dualtftische und da« parlamen¬
tarische System .

Bei dem elfteren ist der Präsident selbst unmittelbar da« Haupt der
Regierung, deren Ressortchefs lediglich seine Gehilsen und politisch nur
ihm , nicht der « olksdertretung verantwortlich sind . Rach dem parlamen¬
tarischen System bildet der Präsident sein Kabinett unter Rücksicht ans
die MehrheilSverhältnisse der Volksvertretung, deren Vertrauen die Mi¬
nister für ihre Amtsführung besitzen müssen , und dem sie mithin politisch
verantwortlich sind.

Das erste System hat vor allem in den Bereinigte» Staaten von Nord¬
amerika seine Stärke, aber auch sein« großen Schwächen und Schäden
gezeigt . Es beruht aus einer starren Durchführung der Sewallentei -
lungsdoktrin, indem die Legislative im Prinzip ausschließlich dem Par¬
lament die Exekutive prinzipiell ebenso ausschließlich dem Präsidenten
mit seinen Gehilsen übertragen ist . Tatsächlich erweist sich jedoch die
Durchführung jener Doktrin gegenüber den praktischen Bedürfnissen des
politischen Lebens überall und immer wieder als unmöglich : sie wird
daher auch in der Praxis der Vereinigten Staaten je langer desto mehr
auk allerlei Umwegen umgangen. Stets führt das dunlistische System
zu einer geistigen Verarmung und politischen Verödung der Volksvertre¬
tungen. lind auf der anderen Seite ist da« Beuteshstein für die Be¬
setzung der Äerwaltungsämtcr die kaum vermeidbare Folge der Konzen¬
trierung aller Vcrwaltungsmacht in der Hand de« pleoiszitäcen Präsi¬
denten und des Wechsels dieser Macht je nach dem Wahlsieg der Parteien ,
tzwgefehen von diesem Wechsel haben wir -in Deutschland das dualistische
System lm Reiche und in den Einzelstaalen, namentlich in Preußen
lange und gründlich genug kennen gelernt , um nach seiner Wiederher¬
stellung in verändcrlcr Gestalt keiuerlet Verlange» zu tragen . Ta hier
die vom Parlament ' unabhängige Exekutive nicht periodisch wechselte,
bildeten die in gottgewollter Abhängigkeit von ihr stehenden Nerwcrl-
tungsämlcr die dauernde Beute einer einseitigen politischen Richtung .
Und auf der anderen Seile war das Parlament im Sinne des Dualis¬
mus beschränkt auf abstraltc Gesetzgebung , auf Kritik und Negation,
»hnmächtiü gegenüber der Las praktische Leben wirtlich bestimmenden
Verwaltung . Diese äußere polttilcyc iähnmacht der Parlamente hatte ihre
innere politische Impotenz zur Folge , die Zersplitterung der rein dog¬
matischen Parteien und all die anderen viel erörterten und viel beklag¬
ten übel unseres allen Zustandes, Wenn man schon vor der Revolution
die Abhilfe durch Parlamentarisierung erstrebte, so war dies der richtige
Weg, nur kannte ec unter der Herrschaft der alten Gewalten nicht ent¬
schieden genug beschritlen und nicht weit genug verfolgt werden. Die
Revolution hat nun endlich die Bahn freigemacht: sie würde diese» wich¬
tigen politischen Erfolg selbst wieder zerstören , wenn sie auf jenem Wege
umkehrcn und den alten Dualismus nur mit veränderter Spitze wieder
Herstellen wollte . ES sind falsche Propheten , die den prinzipiellen Ge¬
gensatz von Parlamentarismus und Demokratie lehren, Gewiß ist nicht
jeder Parlamentarismus demokratisch : gewiß gibt es aristokratischen und
plulokratischen Parlamentarismus . Ob er sich in der einen oder anderen
Weise gestaltet, das hängt weniger voy Verfassungsparagraphen ab, als
von der sozialen und wirtschaftlichen Strultur der Gesellschaft . Aber
für ein großes Volk und Reich ist bisher der Parlamentarismus ak«
die beste und fruchtbarste Organisationsform der politischen Demokratie
erprobt. Und gerade wir Deutschen bedürfen nach unserer geschichtlichen
Vergangenheit und Bolksanlage dringendst des Palltischen Erzirhunqs -
« itteks, das in der lebendigen Wechselwirkung von VoikSvertbetüng und
Regierung innerhalb des parlamentarischen Systems gegeben ist . Unsere
Aufgabe kann nicht die Verdrängung des Parlamentarismus durch die
Demokratie sein : vielmehr die Entwicklung und Festigung einer parla -
> -n Demokratie.

Dies bedingt jedoch nicht die Wahl des Präsidenten durch da? Par¬
lament, wie iei Frankreich. Fm Gegenteil kann man dieses französische
System trcsfend als unechten Parlamentarismus bezeichnen . Der echte
Parlamentarismus seht nämlich zwei einander wesentlich ebenbürtige
höchste Staatsorgane voraus : unterscheidet sich jedoch vom Dualismus
dadurch , daß sie nicht in unvcrbundeter Gegensätzlichkeit ncbeneinander-
stehen , sondern daß die parlamentarische Regierung da« bewegliche
Bindeglied zwischen ihnen bildet. In der parlamentarischen Monarchie
pcht die Krone neben dem Parlament . In der parlamentarischen De¬
mokratie, in der alle politische Gewalt vom NolkSwillen auSgcht, erhält
der Präsident die ebenbürtige Stellung neben der vom Bolke unmittelbar
gewählten Volksvertretung nur , wenn er nicht von dieser selbst, son¬
dern unmitteldar vom Bolle gewählt wird. Für Wahl und Wiederwahl
ist er also vom Parlament unabhängig : seine sämtlichen RegterungS-
fnnktionen aber kann er nur unter der Verantwortlichen Mitwirkung ber
von ihm ernannten , doch vom Vertrauen des Parlaments abhängigen
Rcichsminister ausüben. Ter Reichspräsident ist In der Auswahl der
Rcichsminister und zunächst dcS Reichskanzlers nicht aus die Milglieder
des Parlaments beschränkt : denn eS ist durchaus lein wesentliches Er¬
fordernis des parlamentarischen Systems, daß die leitenden Staats¬
männer notwendig Parlamentsmitglieder sein müssen : Wohl aber ist eS
wesentlich , daß sie die Regierung in Übereinstimmung mit der parlamen¬
tarischen Mehrheit führen und zurücklrctcn müssen , falls diese Mehrheit
ihnen das Vertrauen versagt.

Für die Gesamtpolttik der Regierung trägt der Reichskanzler die Ver¬
antwortung , auf Lessen Vorschlag der Reichspräsident die Ressortminister
ernennt , die jedoch nicht wie bisher unselbständige und untergebene Ge¬
hilfen des Kanzlers sein sollen , sondern die für ihre Reffortverwaltung
als selbständig Verantwortliche Staatsmänner dem Parlament gsgen-
überstehen. Tenn die formale Verantwortlichkeit de« Reichskanzlers für
jede einzelne Ressortverwaltung würde auch in Zukunft eine das wahr«
politische Verantwortungsprinztp schwächende Fiktion sein, wie sie eS
bisher gewesen ist . Und die Übereinstimmung der parlamentarischen
Mehrheit mit der allgemeinen Richtung der Regicrungspolitik braucht
nicht notwendig die Billigung jeder einzelnen Ressortverwaltung in sich
zu schließen : vielmehr wirb der wünschenswerte Einfluß he» Parlaments
auf die praktisch« Handhabung der Verwaltung verstärkt, indem das
Parlament auch ohne einen Wechsel der Gesamtregtcrung Peränderungen
in de» Leitung einzelner Reffort » herbetführcn kann - Aus dieser Ord¬
nung des Verhältnisse« zwischen dem Retchslanzler und den RessortchesS
wird sich ein mehr kollegiales Zusammenarbeiten der Reichsregierung
praktisch van selbst ergeben, ohne daß ihr das Kollegialsystcm von der
Verfassung formell vorzuschrciben ist, was sich gerade im Interesse einer
Naren politischen Verantwortlichkeit nicht empfiehlt.

Die Ernennung des Reichskanzlers und in Übereinstimmung mit ihm
die der anderen Mitglieder der Reichsregierung ist die wichtigste selb¬
ständige Funktion des Reichspräsidenten. Hierin vor allem hat er
seine politische Führereigenschast zu bewähren. Ein aus der LolkSwahl
hervorgegangcner, also im politischen Treiben voraussichtlich erfahrener
Führer kann die mannigfaltigen dabet in Betracht kommenden politischen
und fachlichen Gesichtspunkte unzweiselhast sicherer und besser abwagen
und zur Entscheidung bringen , als eS im Wege unmittelbarer parlamen¬
tarischer Wahlen möglich ist . Er . der selbst aus dem Bolke hervorge-
gangen ist, wird voraussichtlich Verhältnisse und Personen auch klarer
und richügcr beurteilen können , als ein durch Geburt und Erziehung
vom Volke abgesonderter Monarch, der nur mit den Augen der ihn um¬
gebenden engen sozialen Schicht sehen , nur mit ihren Ohren hören kann .

Da sowohl der Reichspräsident wie das Parlament ihre politisch « Ge¬
walt vom deutschen Volle ableiien, so muß die Entscheidung über sonst
nicht auszugletchende politische Konslikte wsederum . dem Volke ,»fallen.
Demgemäß Ist der Präsident befugt, durch Auslösung »es Parka» «« »
Berufung von der VollSvcriretung an das Volk selbst etnzulegen. Wenu
»S sich jedoch um clne Meinungsverschiedenheitüber ein einzelnes Gesetz
handelt, ohne daß die Gesamtrichtung der Politik in Frage gestellt wer¬
den soll, so kann der Präsident ein« Entscheidung des Volkes über die
bestimmte Gesetzesfrage auch ohne Auflösung des Parlaments dadurch

d rbeisührcn, daß er di« G«setzessrqge allein »er Boitsabstlmmung im
Wege des Referendums unterbreitet . Aus der anderen Leite soll in be¬
sonders schweren, politischen Konslikrsfällea auch dem Reichstag die Be -
sugnts gegeben werden, das Lolk zu einem Urteil über die politische Hal¬
tung beS Präsidenten anzurufen . Indem der Reichstag durch Beschluß
einer Zweidrittelmehrheit die BaUsabsttmmn», über vir « ritersttdrn »,
»rr Präsidentschaft veranlaßt . Bestätigt dabei das Volk die politisch «
Haltung des Präsidenten̂ so empfiehlt cs sich zur Vermeidung einer
allzugroßcn Häufung solcher Aktionen , dieses durch Referendum erteilte
Vertrauensvotum zugleich als Wiederwahl des Präsidenten sür einen
neuen AmtSiermin gelten zu lassen . Dieser Amtstermin selbst wird bei
solcher Möglichkeit , in ernsten und wichtigen Fällen auch während sein - r
Dauer an Las Volk appellieren zu können , auf einen längeren Zeitraum
zu »«« essen sein , um im Amte des Reichspräsidenten ein Element ruhi¬
ger Dauer in den staatlichen Organismus einzufügen.

Im übrigen hat der Reichspräsident bei der ReichSgeseygebung — ab -
gesehen von der der Retchsregtcrung wie dem Reichstag zuftchcnd - n
Initiative — di« Pflicht zur Verkündigung der verfassungsmäßig be¬
schlossenen Gesetze. Die internationalen Vcrtretungsbesugntffe des
Reichspräsidenten sind durch die Mitwirkung des Reichstags bei der
BerkragSschltehung beschränkt : Kriegserklärung und Friedensschlnst er¬
folgt durch Rrichsgcsrtz .

Die politische Verantwortlichkeit des Reichspräsidenten kommt in jener
durch Reichstagsbeschlutz hcrbeizuführendcn Volksabstimmung zur Gel¬
tung , ebenso wie die politische Verantwortlichkeit des Reichskanzlers und
der Rcichsminister durch die Abhängigkeit ihrer Amtsführung von der
parlamentarischen Mehrheit. Von der politischen zu unterscheiden ist di«
rechtliche Verantwortlichkeit; steht dort die Zweckmäßigkeit der Regte-
rungohandiungen in Frage , so hier ihre Rechtmäßigkeit , d . h . di- Frag -,
ob Verfassung oder Gesetze bericht worden sind . Nur diese Frage ist
ihrer Natur nach einem gerichtlichen Verfahren und einem Urlcilsspruch«
zugänglich , mutz aber auch einem solchen und nicht einem politische »
Verfahren unterliegen . Demgemäß können wegen Beriassungs- oder
GesetzeSverlctzung Reichspräsident wie Reichskanzler und Rcichsminister
durch Beschluß einer Zweitrittelmchrheit beS Reichstags vor dem Staats¬
gerichtshof angeklagt werden.

«.
Neben den vorher erwähnten Fällen des Referendums wäre noch

eine Bollsabftimmuug über Brriassungsänderange« vorzuschcn. I «
höher ein Volk das Grundgesetz seines politischen GemeinlebcnS, aus
dem die regelmäßige Ordnung aller politischen Gewalten beruht, schätzt
und achtet, desto mehr wird es geneigt sein , die Verfassungsgcfctzgebung
organisatorisch von der gewöhnlichen Gesetzgebung abzuheben, wodurch
auch die Beurteilung der Verfassungsmässigkeit der Gesetze stärker ge¬
sichert wird. Die dem Volke vorzulegenden Fragen der Derfassnngs- ,
Änderung müssen zuvor Im Wege der Rcichsgesetzgcbung klar und deut-
lich formuliert werden, so daß die Abstimmung einfach mit ja und nein
erfolgen kann . In Erwägung des gewaltigen Wandels aller Verhält¬
nisse, als Lessen Folge diese Dersassung eine bisher in der Erfahrung
noch nicht erprobte rechtlich« Neuordnung zu gestalten hat , cmpfieblt eS
sich aber, sür eine gewisse Übergangszeit noch die Möglichkeit einer leich¬
teren Korrektur von VerfassungSbcstimmungen auf Grund der nach ihrem
Jnkrafltrxicn gemachten Erfahrungen zu geben , indem für di . kc Zeit
derfassungsänderiide Gesetze nur einer aualifiziertei : Mehrheit Im Reichs¬
tag bedürfen. Ist dann die neue Verfassung praktisch erprobt , so find
weitere Abänderungen der Volksabstimmung zu unterbreiten . Dem Re¬
ferendum einen weiteren Spielraum zu geben , namentlich durch das
Recht der gesetzgeberischen Inilialivc , ist in großstaatlichen Verhältnissen
nicht zweckmäßig. Denn würde man die Befugnis, eine Volksabstimmung
zu verlangen, schon einer verhältnismäßig kleinen Zahl von Bürgern ge¬
währen , so wird das politische Leben ständig beunruhigt werden. Jene
Zahl müßte also bei der Bevölkerung des Reichs auf mindestens t Mil¬
lion bemessen werden: dies würde jedoch einen so großen und kostspie¬
ligen Apparat bedingen, daß di« Einrichtung gerade sür die große VoUs -
vichrheit praktisch bedeutungslos , wenn nicht bedenklich wäre.

zclstaallichcn VoUsöcrlrclyugcn L ' ööie :-:. « sc lriu . Dau » cr.stm sich
auch die Natürliche Verteilung »er- SUläMge .üasts der Eiu -eiiiaate :: nach
ihrer Einwohnerzahl, wahrend bas Bunde- ruiusysiei » alau von der, -,oW«
strultlon eines künstlichen , ElilnineiidertzüUnnjes loskoznmt . Bis zur
Umbildung der deutschen Einzelstaate» mutz allerdings sür di« Wahlen
zum Staatenhaus « bas tm Entwurf vargetehene Provisorium gelten.

Freilich liegt da« Schwergewicht beS Bundesralssystems gar nicht i«
seiner Teilnahme an ber Gesetzgebung , sondern an der Verivallung . Ader
hier ist es nicht minder bedenklich. Ist der Bundesrat der eigentlich «
Sitz der Regierung, wie er es im Prinzip nach der irüheren Reichsvcr-
sassnng war , so ist eine parlamentarisch« Reichsregierüng unmöglich ,weil di« parlamentarisch Verantwortlichen Reichsminister die Verwalt»«,
in Wahrheit nicht in der Hand haben . Eine Variameutarisierung un¬
möglich zu machen, war sicherlich einer der leitenden Beweggründe Bis¬
marcks Lei seiner kunstreichen Konstruktion des Bundesrats . Damit
ist aber überhaupt eine einheitliche , nach festen politischen Richtlinien
handelnde und ihre Durchführung sichernd« ReichSregicrnng unmöglich
gemacht . Verantwortlichkeitund Zuständigkeit müssen sich hier wie immer
decken . Wenn die Vcrauiworit -chkcil eine Wahrheit sein soll.

Doch auch rein Verwaltung- technisch- ist die Leitung einer großstaat«
lichen Verwaltung Lurch ein Kollegium einiger Dutzend , von verschiede¬
nen Regierungen instruierter Beamter ein Unding. Las hat sich prak¬
tisch auch im früheren Reiche gezeigt : und dadurch Hai sich schon dort der
Schwerpunkt der Verwaltung tatsächlich immer stärker in die Reich»-
rcgterung verschoben . Ader ihr« politisch« Verantwortlichkeit blieb durch
die Verfaffungskonstruition verdunkelt, und Preußen übte seine Hege¬
monie durch gleichzeitig « Beeinflussung des Bundesrats , der Reichs -
regserung und der Heineren Einzclstaaloregierungen. Es wäre schwer
begreiflich , wenn die neue Verfassung der deutschen Republik die Ent¬
wicklung wiederum aus sie verschlungene und krumme Wege , geraten
Netze . Klare Verhältnisse, in Lenen der politische Inhalt der staats¬
rechtlichen Ferm entspricht , schasst dagegen eine Organisation , die den
Einzelstaalen gleichberechtigten Anictl an der ReichSgescsgebung gibt,
indem der , Reichstag au« AoikshauS und Staalenhaus belicht , dis aber
die wirtliche Leitung der ReicheVerwaltung ossen und Ilar in dt«
HSyde der dem Reichstag politisch verantnmrtlichcu Reichsregierung legt.

Sicherlich bedarf diese Reichsregierung bei ihre» Funktionen der stän¬
digen Fühlung mit de» Regierungen der einzelnen Freistaaten ; diese
organisatorisch ficherzustcllen , ist at-er auch unter Vermeidung des über¬
lebten Bundesratssystems sehr Wohl möglich. Es geschieht durch Li«
Ernennung ständiger Vertreter der Ciuicistaatsregierungen bei der
ReichSrcgierung, die als Reichsraic ihr beratend und begutachtend zur
Seite stehen , die besonderen Verhällnntsse und Interessen ihrer Einzel¬
staalen zur Geltung bringen und das Zentrum mit den Teilen organisch
verbinden. Aus sie werden zum großen Teil die nützlichen Funktionen
der bisherigen Bundcsralkausschüssc übergehen können , ohne das; di«

-Schattenseiten des BundcsratsshstemS mitherüberzuileymen sind.
Aus die Hervorhebung dieser Leitgedanken der organjsaiarischcn Be¬

stimmungen des Verlass» ngs«n1w» rfs will sich diese Deiilichrist beschrän¬
ken . die Begründung der Einzelbcstimmungcii der künsligen Erörterung
vorbchaiiend. Keiner Verfassung ist «S gegeben , die sür ein gedeihliche»
Siaalslebkn unentbehrliche Solidarität von Volk und Regierung, von
-lesamihclr und Gliedern durch NechtSdesiimmungen zu schass«« : das ist

Sache der Bovs « .' !ch»»g in deren höchstem Sinne , der Entwicklung
politischer Gesinnung. Aber eine Verfassung kann und soll Hindernisse
rei meiden , die der Entwicklung solcher Solidarllätsgessnnung cntgegen-
stchen und Einrichtungen sci-atsen, die diese Entwicklung erleichtcrn-
Mögcn die Vorschläge des BcrfassungSentwursS »ach MSglichlctl diese»
höchsten Aufgabe der Gesetzgebung dienlich sein .

Berlin , den 3. Januar lStü .
Der Siaaissekreiär des Innern : Dr . Prcns,.

Das ucuc Drutschland.
Die Reichsgesctzgebung wird also hauptsächlich in der Hand der

Volksvertretung
liegen. Daß diese aus einem Volkshaus, gewählt ans breitester demo¬
kratischer Grundlage , besteht , ist nach Lage der Dinge selbstverständlich .
An der säst schrankenlosen Ausdehnung des parlamentarischen Wahl¬
rechts , wie sie aus der Revolution hervorgegangen ist, läßt sich vom
Standpunkt überlieferter Anschauungen aus sehr leicht Kritik üben. Da¬
nach verleiht der . Staat " das Wahlrecht an di« nach seinem Urteil zur
Zeit politisch reifen Volksschichten. Aber wer und was ist dieser allweise
und allgcrcchte Staat ? Für die moderne Demokratie kann er nur die
»rganiflert « Gesamtheit V«S Volkes sein , beseelt vom nationalen Gemeia-
wtllcn. Die öffentliche Meinung dieses Gemeinwtllens durch die Ord¬
nung des Wahlrechts möglichst getreu zu erfassen und zu rechtlich wirk¬
samem Ausdruck zu bringen, ist die vornehmste Aufgabe der Wahlrechts¬
ordnung, der heute nur das Prinzip völliger Gleichberechtigung , der
Ausschluß jeder Entrechtung und jeder Bevorrecht »»« entsprechen kann .
Wie die für das parlamentarisch« System notwendige politisch « Reise des
ParlamcntS nur durch den Parlamentarismus selbst herbeigcsührt wer¬
den kann , ebenso kann die sür die vollkommene Demokratie unentbehr¬
lich« politisch« Reife des Volkes in allen seinen Schichten nur durch die
vollkommen demokratisch« Gleichberechtigung des ganzen Volkes erreicht
werden. Deshalb können an sich nicht unwahrscheinlich « Enttäuschungen
- er Übergangszeit durchaus nicht als Beweisgründe' gegen die Frucht¬
barkeit und Notwendigkeitdes demokratischen Prinzips verwertet werden.
Daß mit einer möglichst weiten Ausdehnung des Wahlrechts ein für alle¬
mal die sonst nie ruhenden, verbitternden und unfruchtbaren Wahlrcchts-
kämpfe aus dem politischen Leben beseitigt werden, ist ein nicht zu
unterschätzender Vorteil. Ein so ausgedehntes Wahlrecht aber, erfordert
eine gerechte Organisation durch das Verhältniswahlsystem. Im übrigen
ist mit Einzelheiten des Wahlrechts und des möglichst guten Proportto «
nalsystemS nicht die Verfassung zu belasten , sondern sie stnd einem be-
sonverr» Retchswahlgesetz « vorzubchaiten sür das die Erfahrungen der
Nationalversammlungswahlc» nützliches Material ergeben werden.

Eine der umstrittensten Fragen wird es sein , ob diesem Volkshaus
noch ein zweites Haus »es Reichstags an die Seile gestellt werden soll .
Die natürliche Abneigung der Demolralie gegen das sogenannte Zwei¬
kammersystem , kann in diesem Falle bei unbefangener Beurteilung nicht
entscheidend sein . Tenn hier handelt es flch keinesfalls darum , neben
die Volkskammer eine besondere Vertretung privilegierter Klassen zu
stellen : vielmehr ist die Frage lediglich , ob die Einfügung der einzelnen
deutschen Freistaaten in die Reichsorganisalion die Gestalt eines Staa «
truhauses oder eine dem alten BunveSrat ähnliche Gestalt erhalten soll.
Diese Frage besteht nur sür die Anschauung nicht, die jede Beteiligung
der Einzelstaaten als solcher innerhalb der höchsten ReichSorgane sür
unnötig oder schädlich hält. Ohne theoretisch zu dem Prinzip des voll¬
kommenen Einheitsstaats oder des Föderativstaats Stellung zu nehmen,
geht ber Verfassnngsentwurs von der Überzeugung aus , daß nach Lage
der Tinge in Deutschland und ber wett überwiegenden Stimmung beS
Volkes und seiner Stämme eine Ausschließung der einzelnen Freistaaten
als solcher aus der Organisation der Reichsgewaltcn politisch unmöglich
Ist. Unier Vieser Voraussetzung erscheint aber das StaatenhauSsystem
sowohl für das Reich wie sür die Einzelstaalen unvergleichlich viel besser
und ber notwendigen Solidarität von Reich und Einzelstaaten unver¬
gleichlich viel günstiger als da» BundeSratSsystem .

Im Etaatenhause sitzen die Vertreter der einzelnen Fretstaatsvölker
als solche , die als gewählt« Vertreter nach ihrer freien Überzeugung
stimmen . In einem Bundcsrate sitzen die Vertreter der einzelstaatlichen
Regierungen, die als ernannte Beamte nach den Instruktionen ihrer Re¬
gierungen stimmen . Rach den politischen Grundanfchauungen, die durch
die Revolution zur Herrschast gekommen sind, muß eS als ausgeschlos¬
sen erscheinen , daß ein aus instruierten RegterungSbeamten bestehendes
Kollegium einen dem VolkshauS gleichberechtigten Faktor der ReichS-
gcsetzgebnng bilden könne. Für die Bevölkerungen der einzelnen Frei¬
staaten aber ist es gerade baS Wichtigste, daß sie als solche bet der höch¬
sten Funktion des GemeinlebcnS, der auch ihr Eigenleben so stark becin-
flustcnde » Reichsgesctzgebung , zur - Geltung kommen können . Der Bun-
vesrat war nie und kan» nie werden der Täger eines demokratischen
FLderativgedankens: er . würde stets bleiben, was er immer gewesen :
der Hort bei . Verbündeten Regierungen" . Der Natur einer föderativen
Dcmolratte entspricht eS vielmehr, daß neben die Vertretung de» ge-
scmten Volkes als einer Einheit im Volkshaus, dir Vertretung der etn-

1 -Die Meldungen verschiedener Matter , daß die Regierung
für die Rcußlirderung des Reiche« In Freistaaten bereits einen
festen Plan habe, wonach Preußen in acht Republiken zerlegt
werden soll, ist, wie der Berliner Korrespondent der „ Franks .
Zeitung " meldet, in dieser Form unzutreffend . Die Reichs-
regicrung hat sich noch aus keinerlei konkretes Prosekt sestgelcgt.
Sie will allerdings , so berichtet der Korrespondent wei¬
ter , bei der - Erledigung der Frage anregend und lei.
tend auftreten , Hai aber nicht die Absicht, irgend einem Volks-
teil eine bestimmte Lösung gegen seinen Willen aufzuzwingen .
DaS Selbstbestimmungörecht der einzelnen deutschen Staaten
und Landschaften soll durchaus gewahrt werden . Lediglich als
provisorische Grundlage für die Bildung des geplanten Staa¬
tenhauses hatte das Reichsamt des Innern ein Projekt aus -
gearbeitet, wonach dis zur endgültigen lsteubildung der Frei ,
staaten folgende Gebiete des Reiches Abgeordnete in das Staa .
tcnhaus entsenden sollten:

1) Preußen , bestehend aus den Provinzen Ost- und West-
Preußen , svivie dem Regierungsbezirk Bromberg mit 4'ch Mil¬
lionen Einwohnern , 5 Abgeordnete; 2) Schlesien, bestehend
aus der Provinz Schlesien, dem Regierungsbezirk Posen , dem
Siidctenland und Ostböhmen, 7 Millionen Einwohner , 8 Ab-
geordnete ; 3) Brandenburg , bestehend aus der Provinz Bran -
denburg (ohne die zum Verbände Groß -Berlin gehörenden
Teile ) , der Provinz Pommern , der Altmark und den beiden
Mecklenburg mit 5 Millionen Einwohnern , ö Abgeordnete ; 4)
Berlin , besiegend aus dem zum Verbände Groß -Berlin ver.
einigten Stadt und Landkreisen mit 4 Millionen Einwohnern ,
4 Abgeordnete; 5) Nirdersachsen, bestehend aus den Provinzen
Hannover und Schleswig-Holstein, Oldenburg mit dem Für -
stcntum Lübeck und Braunschweig mit 5(4 Millionen Einwoh.
nern , 6 Abgeordnete ; 6) die drei Hansestädte mit annähernd
IsL Millionen Einwohnern , 2 Abgeordnete; 7 ) Obersachse«,
bestehend aus dein ehemaligen Königreich Sachsen, dem Re¬
gierungsbezirk Merseburg , dem Regierungsbezirk Magdeburg
ohne die Mtmark , Anhalt und bei» südlich angrenzenden Teilen
von Deutsch-Böhmen, mit annähernd 8 Millionen Einwohnern ,
8 Abgeordnete ; 8) Thüringen , bestehend aus den thüringischen
Staaten sowie dem Regierungsbezirk Erfurt und dem Kreise
Schmalkalden mit 2 Millionen Einwohnern , 2 Abgeordnete ;
g) Westfale« , bestehend auL der Provinz Westfalen , dem
Kvcise Schaumburg , den beiden Lippe mit Pyrmont mit 4

-Millionen Einwohnern . 4 Abgeordnete; 10) Hessen , bestehend
aus der Provinz Hessen -Nassau ( ohne die Kreise Schaumburg
und Schmalkalden) , dem Kreise Wetzlar, dem ehemaligen Groß .
Herzogtum Hessen sowie Waldeck mit 4 Millionen Einwohnern ,
4 Abgeordnete; 11 ) Rheinland , bestehe,td aus der Rheinproving
(ohne den Kreis Metzlar), dem Fürstentum Birkenfeld und der
bayerischen Pfalz mit 8 Millionen Einwohnern . 8 Abgeor^
nete ; 12) Bayern , bestehend aus dem ehemaligen Königreich
Bayern ohne die bayerische Pfalz sowie dem Egerland und
den südlich davon angrenzenden Teilen Deutsch-Böhmens mit
7 Millionen Einwohnern , 7 Abgeordnete; 13) Württemberg
bestehend aus dem ehemaligen Königreich Württemberg und
dem Regierungsbezirk Sigmaringen mit 2A Millionen Ein -
wohnern , 3 Abgeordnete; 14) Baden, m,t 2 Millionen Etnwoh-
nern , 2 Abgeordnete; 1b) Dentsch -Lsterreich, bestehend au,
Tirol Nieder, und Oberösterreich ohne Wien, Steiermark ,
Deutich-Kärnten und Salzburg mit 5 Millionen Einwohnern ,
6 Abgeordnete ; 16) Wien , mis 2 Millionen Einwohnern , 2 Ab-
geordnete ; zusammen 75 Abgeordnete. »^

Auch diese Übersicht ist in den Entwurf der neuen Berfasiung
nicht ausgenommen worden, weil der Ansthnn vermiede«
werden sollte , als wolle man von oben her die Regelung einfach
dekretieren Man kann annehmen , daß auf der Konferenz der
einzelstaatlichen Regierungen am kommenden Samstag gerade
diese Frage einen Hauptgegenttand der Verhandlungen bil-
den wird.



Ein Einspruch drs Berliner Zrntralrats
* Der Zentralrat der deutle » Republik har gegen dir Wahl

Weimars als Versammlungsort der deutschen Nationalver¬
sammlung Einspruch erhoben .

Fehrcnbach über dir kritische« Novembertage .
In einer Zcntrumsversammlung in Heidelberg hielt ver¬

gangene Woche der letzte Präsident des deutschen Reichstags ,
Abg. Fehrenvach, eine sehr bemerkenswerte Rede . Besonders
inieresüerte » seine Mitteilungen über die kritischen Novem .
beringe 1018 und die historische Sitzung im Reichskanzler -Pa¬
lais zur Entgegennahme der Waffenstillstands -Bedingungen ,
wobei er in seiner Eigenschaft als Reichstagspräsident zuge¬
gen war . Dem „Heidelb . Tagebl ." zufolge . führte er darüber
u . a . aus : „Am 10. November tvar der berühmte Sonntag zur
Entgegennahme der Waffenstillstands -Bedingungen . Neben
dem neuen Reichskanzler Ebert und seinen Staatssekretären
Scheidemann und Landsberg waren noch die Männer der
alten Regierung und ich im Kanzlerhause anwesend . Ebert
betonte in kurzen Worten , daß er von den üblichen begrüßen¬
den Worten absehe, da sie in dieser ernsten Stunde nicht
am Platze seien . Scsif verlas darauf die Bedingungen . Sie
können sich denken, mit welchen Gefühlen wir diese angehört
haben ! Dann ist das Telegramm der Waffenstillstandskom¬
mission verlesen worden , worin die Kommission mitteilte , «S
bleibe nichts anders übrig , als die Bedingungen glatt anzu¬
nehmen . Hernach wurde uns ein Telegramm Hindeuburgs ver¬
lesen , Kiorin er ersuchte, alle Bedingungen sofort anzuneh .
men . Er könne die Armee nicht mehr beieinander halten , sie
kaufe ihm schon jetzt davon . Sonst sei er genötigt , mit der
ganzen Armee zu kapitulieren , (Bewegung . ) Ta hat Ebert
gefragt : Wer ist dagegen ? Da ist jenes furchtbare Schweige »
erfolgt ! Ich will hoffen , daß ich niemals mehr ein so furcht¬
bares Schweigen erleben werde ! Eines darf man nicht ver¬
gessen , daß Erzberger , Wintcrfeldt und Vanselow als Waffen -
stillstandslommission schon vom Prinzen Max ernannt worden
waren . Die Feinde haben bisher mit der jetzigen Reichsregie¬
rung in keiner Weise verhandelt . Sie verhandeln nur mit der
WaffenstillstnndSkommission auf Grund der Vollmacht des
Prinzen Max . Wenn gesagt wird , daß die Sozialdemokratie
den Waffenstillstand gemacht habe , so ist das falsch ! — Im
Weiteren Verlaufe seiner Ausführungen kam der Redner u . a.
auch auf die Person des früheren Volksbeauftragten Barth zu
sprechen, von dem feststehe, daß er eine Million Rubel ans Ruß¬
land angenommen hat zur Anschaffung von Waffen zur Nie .
dcrschießung deutscher Bürgerl

Jnternaiionalisierung der Rheinschiffahrt ?
* Schweizer Blätter melden aus Paris : Prof . Emile Bour¬

geois , eine Autorität auf dem Gebiet der politischen Geschichte,
hat über die künftige Regelung der Rheinschiffahrt zu Händen
des Friedenskongresses folgende Vorschläge gemacht :

Es sei notwendig , zu den Konzeptionen der französischen
Revolution zurückzukehren, die das Recht der Völker prokla¬
miert hat, auf den Strömen , deren Anwohner sie find, die
Schiffahrt frei auszuüben , ja sie auch zu internationalisieren .
Die Verträge von Wien und von 1831 entsprachen nur den
Interessen des damaligen Deutschland und Frankreich und be¬
rücksichtigen nicht die Interessen Hollands und der Schweiz .
In der Folge machte sich Deutschland zum Herrn des Rhein¬
stroms und war bestrebt, ihn zu einem deutschen Fluß zu
machen . Nachdem Frankreich heute abermals dessen Anwohner
geworden , wird es eine Regelung der Rheinschiffahrt verlan¬
gen , die dem Verkehr auf der Donau entspricht, d . Ah . freie
Schiffahrt für alle Nationen , die Einsetzung einer internatio¬
nalen Verwaltüngskommission und die Neutralisierung der er¬
forderlichen Organe . Die Gebühren , die erhoben werden , dür¬
fen nur für den Unterhalt des Stromes verwendet werden ,
nicht aber fiskalischen Zlvecken eines Uferbevohners dienen .
Das Vorbild der Donau , das . bereits für die Regelung der
Schiffahrt auf dem Kongo und Niger maßgebend war , soll , ab¬
gesehen vom Rhein , auch für die Regelung des Verkehrs auf
anderen Flüssen Mitteleuropas , die außer Deutschland für

^ Polen und den tschecho-slowakischen Staat von Wichtigkeit sind,
zur Anwendung gelangen . ( Frkf . Ztg .)

Der Katzenjammer im Elsatz.
Vom Ausschuß der elsaß -lothringischen Autonomiftenpartei

kn München geht der Presse folgende Darstellung über die Ver¬
hältnisse in Elsaß -Lothringen zu :

„Was wir schon lange vorausgesehen haben , ist eingetreten .
Wir erhalten aus Mühlhausen im Elsaß , der Hochburg des
Franzosentunis , folgenden Bericht : Am Montag bildete sich
in Mülhausen ein Demonstrationszug , meistens Arbeiter , ^ ie
mit schwarz-weiß - roten Fahnen durch die Stadt zogen . Sie
sangen „Deutschland , Deutschland über alles ", die „Wacht am
Rhein " und „Ich bin ein Preuße ", zogen nach dem Rathause
und wollten die Trikolore herunterholen . Ferner erschollen fol¬
gende Rufe : „Vive l 'Allemagne ", „Vive la Pruisse " und
„m . . . la FranceI " Das Militär mußte einschreiten und
eS wurde sogar geschaffen.

Die Leute , die sich einbildeten , daß ihnen unter der fran¬
zösischen Herrschaft der Himmel voller Baßgeigen hangen
würde , sind somit jetzt schwer enttäuscht und erbittert . Die
harten Maßnahmen , welche die Franzosen getroffen haben ,
müssen zu einer Katastrophe führen . Für die Arbeiter , die
unteren und mittleren Volksschichten wird in Frankreich er¬
wiesenermaßen nur wenig gesorgt . Man lese nur : dre fran¬
zösischen Zeitungen , um einen Einblick in das große Elend
gewisser Bevölkerungsschichten zu erlangen . Die Volksabstim¬
mung wird erweisen , daß die erdrückende Majorität hinter uns
steht und daß die Autonomie in irgend einer Form erstehen
wird ."

Fehlende Arbeitskräfte in der Landwirtschaft .
* Aus Berlin berichtet das WTB . : Die unhaltbaren wirt¬

schaftlichen Zustände werden u . a . dadurch gekennzeichnet , daß
allein in der Landwirtschaft die Zahl der fehlenden Arbeits¬
kräfte auf annähernd 600 000 Personen geschätzt werden müsse
und jetzt die Frühjahrsbestellung als ernstlich gefährdet er¬
scheint. Die Lebensmittelversorgung Deutschlands durch die
Entente ist auf das engste durch eine höchst gesteigerte Ausfuhr
von Kohlen , Kali und Jndustrieerzeugniflen bedingt . Gegen
die erschreckend anwachsende Arbeitslosigkeit mutz mit schar¬
fen Maßnahmen aufgetreten werden und radikal durchzugtei -
sen wird sich die Regierung , wie verschiedene Morgenblätter
melden , nicht länger versagen dürfen .

Weitere Einschränkungen im Personen - und Schuell -
zugsverkehr .

* Amtlich wird aus Berlin bekanntgegeben :
„Obwohl der Verkehr der Personen - und Schnellzüge schon

bisher zum Nachteile aller derer, die auf die Benutzung der
Eisenbahnen angewiesen sind, überaus stark eingeschränkt war ,
so sieht sich die Staatseisenbahnvermaltung doch gezwungen .

»berwnls mit weiteren empfindlichen Einschränkungen im Per
sonen - und Schnellzugsverkehr vorzügehen . Sie treten bereits
am 23. Januar in Kraft . Bon diesem Tage ab werden im
ganze « Deutschen Reiche kaum noch ei» Dutzend Schnellzüge
verkehren. Der Grund dieser für das ganze Wirtschaftsleben
äußerst nachteiligen Maßnahme ist . in erster Linie die unauf¬
haltsame Abgabe leistungsfähiger Lokomotiven an die Entente¬
mächte. Außerdem erhöht sich die Zahl der beschädigten Loko¬
motiven inkolge geringerer Arbeitsleistungen der Werkstätten
stetig . DiWMenge der betriebsfähigen Lokomotiven und Wa¬
gen nimmt von Tag zu Tag in erschreckendem Maße ab. So
sehr das Wirtschaftsleben nach Besserung drängt , ist eS nur
möglich, wenn die Ententemächte bei der Übernahme der Be¬
triebsmittel volle Rücksicht Watten lassen .und die Arbeiterschaft
in den Reparaturwerkstätten die Wiederherstellung schadhafter
Lokomotiven und Wagen mit allen Mitteln fördert ."

Großpolnischcr Landesverrat .
* Wie aus Breslau gemeldet wird , find in Ken letzten Tagen

führende grotzpolnische Elemente in Oberschlesien dazu über¬
gegangen , offenen Landesverrat zu treiben . Wie heute rmtge-
teilt wird, hät sich am 13. Januar eine aus Beuthen und Um¬
gebung stammende Deputation über Krakau und Wien nach
Paris begäben , um sich mit der französischen Regierung über
die oberschlesischen Verhältnisse zu besprechen. Gleichzeitig
mehren sich die Fälle , in denen in großpolnischein Fahrwasser
segändc Geistliche ihnen bekannte Mitglieder zum Landesver¬
rat anszustacheln versuchen. Die Staatsanwaltschaft hat be¬
reits Verhaftungen veranlassen müssen . Ein in Beuthen an¬
sässiger Rechtsanwalt hat die Stirn gehabt , von dem Volksrat
(Zentralrat ) für die Provinz Schlesien die Freilassung der
Verhafteten zu verlangen und seine Forderung damit zu be¬
gründen , daß er vom ersten polnischen Volksrat beauftragt sei,
über das Wohl der für die großpolnische Idee wirkenden
deutschen Reichsangehörigen zu wachen. Damit ist erwiesen , daß
mich in Oberschlesien die Anhänger der Lostrennung Ober -
schlesiens vom Reiche versuchen, noch vor der Entscheidung durch
den Friedenskongreß vollendete Tatsachen zu schaffen und vor
Anschlägen auf, die Sicherheit des Reiches nicht znrückschreckene .
Der Volksrat in Breslau (Zentralrctt ) für die Provinz Schlesien
hat geeignete Schritte unternommen , diesem Icmdesverrä -
terischen Treiben ein Ziel zu setzen .

Waden.
Schlachtung von Pferden .

* * Mit Genehmigung des ReichZerncihrungsanrts hat
das Ministerium für Ernährungswesen diejenigen Kom -
munalverbände und . Gemeinden , in welchen Pferdefleisch
in übermäßig großen Mengen anfällt , ermächtigt ,
Dauerwurst ails Pferdefleisch Herstellen zu
lassen . Diese Ermächtigung ist an die Voraussetzung ge¬
knüpft , daß die Wurst von den Kommunalverbänden oder
Gemeinden selbst oder unter ihrer Aufsicht hergestelll und
von diesen für die Zeit des wieder geringer werdenden
Schlachtpferdeangebots ausbewahrt wird .

Badische Nationalversammlung .
oc . Der BerfassungSansschutz der badischen Nationalver¬

sammlung hielt gestern vormittag seine erste Sitzung ah . In
der allgemeinen Aussprache herrschte Einigkeit darüber , daß
trotz der bestehenden Regelung der Verfassungsfrage durch das
Reich die Schaffung einer neuen badischen Verfassung in An¬
griff zu nehmen fei . Sodann wurden in der Generaldebatte
die Frage der Grundrechte besprochen. Auch wurde erörtert ,
ob mit der neuen Verfassung das Amt eines Staatspräsiden¬
ten geschaffen werden soll. Endlich wurde sestgestellt , daß ent¬
sprechend dem Regierungsentwurf das Einkammersystem ein¬
geführt wird . Zu einer Beschlußfassung kam es im übrigen
noch nicht.

Zu stellv . Vorsitzenden des Verfass >u msichusses wurde an
Stelle des Abg. König (Dem .), der auf , etn Amt verzichrcr hat ,
der U >g. Dr . Glöckner (Dem .) gewählt .

In der Nack,Mittagssitzung trat der Verfassungsausschuh in
die Beratung des von der vorl . Volksregierung vorgelegten
Bcrfaffungsentwurfes ein . Der 8 1- in welchem festgelegt ist»
daß Baden eine demokratische Republik und als selbständiger
Bundesstaat einen Bestandteil des deutschen Reiches bildet ,
wurde unverändert angenommen . Der ß 2, der davon spricht,
daß Träger der Staatsgewalt das badische Volk ist , erfuhr eine
kleine Änderung . Bei dem 1 . Absatz des 8 3, der das Stimm -
recht behandelt , wurde sowohl von Vertretern des Zentrums
als auch der Demokratie für die Wahlberechtigung das 21 . Le-

. bensjahr verlangt , sowie die Bestimmung , daß der Wähler
mindestens sechs Monate im Lande seinen Wohnsitz hat . Die
Vertreter der Sozialdemokratie weisen auf die Bestimmungen
der Schweiz hin , und auch darauf , daß man mit 20 Jahren
doch auch militärpflichtig ist. Zugleich lehnt die Sozialdemokra¬
tie die Wiedereinführung der Karenzfrist von sechs Monaten
ab.

Nach längerer Debatte wurde mit 14 gegen 7 Stimmen als
Vorbedingungen für daS Wahlrecht in Baden das 21 . Lebens ,
jahr und der sechs monatliche Wohnsitz im Lande festgelegt . Für
solche, die seit mehr als sechs Monaten das badische Staatsbür .
gerrecht besitzen, genügt der Wohnsitz zurzett der Wahl .

Der Absatz 2 des 8 3 wird folgendermaßen geändert : „Für
alle auf Grund dieser Verfassung vorzunehmenden Wahlen und
Bestimmungen gilt das allgemein «:, gleiche, geheim «, unmittel -
bare Wahl - und Stimmrecht ."

Eine größere Debatte setzte ein um die Wahlpflicht , die von
den Demokraten verlangt wird . Bon der Mehrheit des AuS .
schusses wurde folgender Satz hier in die Verfassung eingefügtr
«Die Ausübung des Wahl - und Stimmrechts ist eine allge¬
meine Bürgerpflicht .

" Damit soll die Verfassung dem Staats -
bürger die Wahl zur moralischen Pflickt machen.

oc . Heidelberg , 23 . Jan . Die Heidelberger « uchdruckereibe-
fitzer haben der Anordnung des DemobilmachungsausschuffcS
aut Erhöhung der Teuerungszulage für die Gehilfenschaft ,
wodurch eine große Erhöhung der Drucksachenpreisc eintreten
würde , nicht stattgrgebeu . Die Buchdrucker haben deshalb ge-
stern morgen 9 .30 Uhr die Arbeit niedergelegt . Die Heidel¬
berger Zeitungen konnten infolgedessen nicht erscheinen . Die
hiesigen Buchdruckereibesitzer stehen auf dem Standpunkt , daß
sie die Entscheidung einer satzungsgemaß einberufenen Tarif -
amtssitzung abwarten müssen.

c>c . Konstanz , 22. Jan . Der Grenzschutz ist einem erneuten
großen Geldschmuggelversuch auf die Spur gekommen . In
Kreuzlingen wurde am Zoll eine Dame dabei ertappt , als sie
75 000 M . in Papiergeld über die Grenze nehmen wollte . Durch
die Erhebungen wurde festgestellt, daß die Dame im Auftrag
zweier auswärtiger Herren handelte . Bei einer Haussuchung ,die in dem Hotel der beiden Herren vorgenomnren wurde , wur¬
den jedem weitere 200 000 Kranken «genommen .

Arg» Hev LEHesHcruptsttiöt .
* Städtisches Konzerthaus . Mit der Neueinstudierung de»

„KieSco " hat der Dramaturg unseres Landestheaters , Dr .
Roenneke , einen neuen Beweis seines regietechiri¬
schen Könnens erbracht. Wer die großen Schwierigkeiten zu
würdigen weiß , die der Inszenierung größerer Werke aus Ten
primitiven Verhältnissen der Konzcrthauöbühne heraus er¬
wachsen, und wer sich des kläglichen Eindrucks etwa der jüng¬
sten ( nicht von Dr . Roenneke geleiteten ) Aufführung von
Lessings „ Nathan " an der gleichen Stelle erinnert , Ser k-rrd
sich dieses Erfolges doppelt freuen . Es ist in der Tat Zeit ,
daß Darsteller und Zuschauer den Klassikern neues In¬
teresse entaegenbringen , hatte doch die Gleichgültigkeit, die bei
manchen Aufführungen auf der Bühne zu herrschen pflegte ,
allmählich dazu geführt , daß die Klassikerabende in weiten
Kreisen des Publikums meist nur noch als Kindervorstellun¬
gen gewertet wurden . Gestern nun war von diesen! unküust-
lerischen Geiste nichts zu verspüren . Der Regisseur hatte > »
verstanden , den Darstellern jenes Interesse an ihrer Aufgabe
einzuflötzen , das die erste Vorbedingung für das Gelingen einer
Aufführung bildet . So wurde durchweg mit einen ! Tempera¬
ment und einer Hingabe gespielt , die im Verein mit dem
flotten Tempo und der sorgsamen HerauSarbeitung der trei¬
benden Momente der Handlung das Publikum zu lebendig¬
ster Anteilnahine mit sortriß . . Die räumlich dekorative Aus¬
stattung war gefällig und ausreichend , auf die Kostümierung
war offensichtlich große Sorgfalt verwendet loorden, so daß
sich bei aller Einfachheit deS -Bühnenbildes doch eine erfreu¬
liche Mannigfaltigkeit szenischer Wirkungen ergab . Den Fiesco
spielte Herr Bürkner gut durchdacht und lebenswahr , unter
Vermeidung jeder Effekthascherei.- Den jüngeren Doria zeich¬
nete Herr Becker mit kräftigen und markanten Strichen , als
Verrinn erzielte Herr Baumbach , vor allem in der Szene
mit der Tochter , und im Schlußauftritt mit Fiesco Wirkun¬
gen von starker Unmittelbarkeit . Ausgezeichnet war die Jutta .
Frau Er Marths , virtuos der Mohr des . Herrn Herz .
Tie Gräfin Lavagna gab Rosa Schottlin mit für -eine An¬
fängerin immerhin zufriedenstellendem Erfolg , der in der
Hauptsache ihrem sonoren , wenn auch vorderhand noch etwa »
hart und starr klingenden Organ und ihrer nicht üblen Sprech -
technik zu verdanken war . In Haltung ? Micncnspiel und Be¬
wegung blieb die Darstellerin noch manches schuldig. DaS
Publikum ging , wie schon betont, , von Anfang an mit , und
spendete der Aufführung , um deren technisches «Gelingen sich
Theatermeister Schlimm ein großes Verdienst erworben
hatte , herzlichen Beifall .

Humoristischer Abend von Albert Walter . Gestern hielt Al¬
bert Walter rm Eintrachtssaale einen humoristischen Vortrags ,
abend ab . Er war den deutschen Dichtern gewidmet und be¬
gann mit unseren Klassikern. Mit viel Temperament trug eo
„Die wandelnde Glocke " und „Der Zauberlehrling " von
Goethe vor . Ganz vorzüglich verstand er es , die beiden Ge¬
dichte „Böser Markt " und „Der rechte Barbier " von Chamiffo
wiederzugeben . Er brachte mit komischer Mimik und mit Aus -
druck den etwas unheimlichen Humor des letzteren so recht zue
Geltung . Dann ging er zu den neueren Vertretern dichteri¬
schen Humors über und zwar zunächst zu Wilhelm Busch.
Wer kennt ihn nicht, einen unserer größten Humoristen ! Wen
ergötzen nicht seine lebendigen , urwüchsigen Schilderungen !
Albert Walter ist es gelungen , uns den Dichter, soweit die-
ohne eine Reproduktion der meisterhaften Zeichnungen mög .
lich ist, in seiner humorvollen Art zu zeigen . Dann las er
Grotesken von HanS Reimann vor. Er wußte auch hier , durch
sein Minenspiel und seine Aüsdrucksweise die Hörer zum La¬
chen zu zwingen . Sehr erheiternd war der Bortrag ' aus den
..'LausbubcngeschtchSen " von Ludwig Thoma Dann , kam dis , ,
Reihe an unfern Karlsruher Dichter Fritz Romeo , von dessen
prächiigen Mundartgedichien namentlich der zeitgemäße „Der
Hamster ' laute Heiterkeit hervorrief , tveiter Mb Albert Wal¬
ler dann noch einige Gedichte in Pfälzer Dialekt zum besten,
dieser Mundart , die vor allem durch ihre biedere Gemütlichkeit
anspricht . Den Schluß bildete das graziöse Gedichtchen „Ren .
kontre " von Lina Sommer , welches mit feinem Humor wieder -
gegeben wurde . Der junge Künstler hat seinen Zweck erreicht ;das Publikum verließ nrit heiterer Miene den Saal , nicht oha«
ihm Beifall zu spenden . — 8t —

Lek. Öffentliche Versammlung . Im „Löwenrachen" hielt
am Mittwoch abend das Kartell der drei technischen Verbände
eine öffentliche Versammlung ab , in welcher Herr Bote -
Stuttgart über die Sozialisierung der Betriebe sprach . Redner
führte aus , daß die Verstaatlichung der Betriebe schon eine
alte Forderung sei , welche durch die Revolution .eine greifbare
Gestalt angenommen habe. Es sei hiermit nicht gesagt, daß
nun alle Betriebe sozialisiert werden würden ; an diese Frage
müsse mit Ruhe und Sicherheit herangetreten werden . Kein
Mensch dente an eine Sozialisierung der kleinen und kleinsten
Betriebe , auch nicht an eine solche der Kleinbauern . Dagegen
ließen , sich sehr gut verstaatlichen d,e Monopolbetriebe , der Groß -
grundbesitz , die Gerechtsame , dre elektrischen Bahnen , die Elek-
trizitätswerke , die Uberlandzentralen , die Vorortbahnen , die
Versicherungsgesellschaften , die Hypothekenbanken, der Getreide¬
handel , der Petroleumhandel , die Spiritus - und Tabakinono -
pole , die Kohlenbergwerke , die Kali - und Eisenwerke usw . Im
weiteren berührte der Redner die Forderungen der Angestell ,
ten bei der Verstaatlichung . In der sich angeschloffenen Aus¬
sprache ergriff auch Herr Pjof . Hummel das Wort , welcher
in ausführlicher Weise sich über die Sozialisierung von ein¬
zelnen Betrieben äußerte unter eventueller Einführung der
Gemeinschaftswirtschaft ; auch die innere Sozialisierung der
Angestellten selbst zog Redner in den Kreis seiner Betrachtun¬
gen . Nachdem noch die Herren Nerges und Kaufmann zur
Sache gesprochen hatten , wurde folgende Entschließung ein¬
stimmig angenommen : „Die am 22. Januar im „Löwenrachcn "
zahlreich versammelten technischen- Angestellten fordern von
der Regierung , daß sie bei der Sozialisierung der Betriebe
gehört werden . Als Fachleute haben sie die beste Kenntnis
der Betriebsverhältnisse . Als Angestellte Müssen sie fordern ,
daß bei der Sozialisierung der Betriebe der Anstellungsvertrag
von sozialem Geiste getragen wird, insbesondere fordern sie volle
Koalitionsfreiheit , politische Bewegungsfreiheit und volle Frei¬
zügigkeit . In den sozialisierten Betrieben darf kein Raum
für Konkurrenzklauseln , Geheimabkommen und schwarze Liste«
sein ."

Lek . Kolossen « . Die Vorstellungen erfreuen sich mit Recht
fortgesetzt eines zahlreichen Besuches, da auch das Programm
der zweiten Januarhälfte sich durch Gediegenheit und Reich¬
haltigkeit auszeichnet . Eine temperamentvolle Soubrette ist
Else Gärtner ; eine ganz vorzügliche Hundedreffur bringt Gusta
Botoni . Einen vollendeten parterreakrobatischen Akt führen
Reinhard und Sohn vor. Die Drahtseilkünstler Lüdcritz und
Partner präsentieren eine in jeder Hinsicht sehr gute Num -
mer . Auch der zeitgemäße Scherz der Duavo -Kompagnie
„Eine Hamsterfahrt " findet lebhaften Anklang. Der humo¬
ristische Teil liegt diesmal in den Händen einer Dame . Anny
Koch" genannt , die lustige Münchnerin . E . Barra , der komische
Jongleur -Komödiant , beschließt das Programm aufs beste.
Die Pausen werden durch die Hauslapelle , unter Herrn Max
Nichts Leitung angenehm ausgefüllt . Der Besuch kann dahex
in jeder Hinstcht empfohlen werden.



Ltrmtsanzeiger .
Nachtragsvekanntmachnng

Nr . ? . k . 800/12. 18. « . R. « .
M der Bekanntmachung Nr . k . 1/12. 18. S . R. A.

lNr . k . U. 1017/11. 18. » . R . » .).
Im Aufträge des Reichsamts für die wirtschaftliche

Demobilmachung wird folgendes angeordaet :
Artikel l .

In der Bekanntmachung Rr . I. . 700/7 . 17 . K. R . A .,Betreffend Höchstpreise von rohen Großviehhäuten und
Noßhäuten , vom 20. Oktober 1817 sowie der Bekannt-
« achung Nr . I. . 700/11. 16. K. R . betreffend Höchst¬
preise für Kalb-, Schaf -, Lamm, und Ziegenfelke , vom
»0. Dezember 1916 erhält der 8 2a folgenden zweiten
Absatz :

. Die Sammelstelle zieht jedoch wie bisher von
dem nach Absatz 1 errechneten Kaufpreis eine Ge-
bühr von V» v. H. für Großviehhäute , (Ä v . H . fürKalb - , Schaf, und Lammfelle und 1 v . H . für
Ziegen - und Zickelfelle zu Lasten ihrer Einliefe¬rer ab."

Artikel II .
Die Bekanntmachung Rr . k. 700/7. 17. K. R . Sk,

Betreffend Höchstpreise von rohen Großviehhäuten und
Noßhäuten , vom 20. Oktober 181? erhält folgenden

. 8 2d .
Die Berteilungsstelle hat den ihr angeschlosse

neu Gerbereien für alle über die Novemberquote
hinaus erfolgenden Zuteilungen von Häuten den

. Preis zu berechnen , der sich auS der Bekanntma¬
chung Nr. k . U. 1/12 . 18 . K. R . A. (auch k . L .1017/11. 18. K . R. A .) vom SO . November 1918
ergibt , zuzüglich eures Ausschlages von 1 v. H.

Für die Gerbereien , die Häute über die No¬
vemberquote hinaus bereits zugeteilt und nicht
gemäß Absatz 1 berechnet erhalten haben , hat die
Berteilungsstelle den durch Absatz 1 vorgeschrie-
benen Preis bei der nächsten Zuteilung zu er¬
höhen. Die Erhöhung beträgt so viel, als der
Preis für die bereits zugeteilten und berechneten
Häute höher gewesen wäre , wenn die Berechnung
gemäß Absatz 1 erfolgt wäre . In besonderen
Fällen darf die Berteilungsstelle die Erhöhung auf
mehrere Zuteilungen verteilen .

"

Artikel IH .
Die Bekanntmachung Nr . I. . 700/11. 16. K. R . A-,

Betreffend Höchstpreise für Kalb-, Schaf -, Lamm - und
Ziegenfelle, vom 20 . Dezember 1916 erhält folgenden

-8 2 b.
Die Verteilungsstelle hat den ihr angeschlosse -

nen Gerbereien für alle über die Novemberquote
hinaus erfolgenden Zuteilungen von Fellen den
Preis zu berechnen, der sich aus der Bekannt ,
machung Nr . ? . U . 1/12 . 18. K. R . A. (auch Nr .

kt. 1017/11. 18. K. R . A .) vom 30. November
1918 ergibt, zuzüglich eines Aufschlages von 2
v. H.

Für die Gerbereien , die Felle über di« Novem-
berquote hinaus bereits zugeteilt und nicht gemäß
Absatz 1 berechnet erhalten haben , hat die Ver-
teilungSstelKe den durch Absatz 1 vorgeschriebenen
Preis bei der nächsten Zuteilung zu erhöhen. Die
Erhöhung beträgt so viel, als der Preis für die
bereits zugeteilten und berechneten Felle höher
gewesen wäre , wenn die Berechnung gemäß Ab .
satz 1 erfolgt wäre . In besonderen Fällen darfdie Verte ilungsstelle die Erhöhung auf mehrere
Zuteilungen verteilen ."

Artikel kV.
In der Bekanntmachung Nr . I-. 111/7 . 17. K. R . A.,

Betreffend Beschlagnahme, Behandlung , Verwendung
And Meldepflicht von rohen Großviehhäuten und Rotz.
Bauten, vom 20. Oktober 1917 erhalten die Ziffern c
»ad ä des A 4 folgende Fassung :

c) Von einer HäuteverwertungS -Bereinigung an
einen von der Kriegs - Rohstoff-Abteilung des
Preußischen Kriegsministeriums zugelassenenVerband von Häuteverwertungs -Vereinigun -
gen oder an einen von der Kriegs -Rohstoff-Ab-
teilung des Preußischen Kriegsministeriums
zugelassenen Großhändler ,

ck) Von einem von der Kriegs -Rohstoff-Abteilungdes Preußischen Kriegsministeriums zugelas.
sene» Großhändler oder von einem von der
Kriegs -Rohstoff-Abteilung des Preußischen
Kriegsministeriums zugelaffenen Verbände
von HäuteverwertungS -Vereinigungen an die
Sammelstelle (8 ö).

Artikel V.
In der Bekanntmachung Nr . I, . 111/11 . 16. K. R . A .,Betreffend Beschlagnahme, Behandlung . Verwendung»nd Meldepflicht von rohen Kalbfellen, Schaf-, Lamm,»ad Ziegenfellen sowie von Leder daraus , vom 20.Dezember 1916 erhalten die Ziffern e und f des 8 4

folgende Fassung :
«) Bon einer HäuteverwertungS -Bereinigung , dieeinem von der Kriegs -Rohstoff-Abteilung des

Preußischen Kriegsministeriums zugelassenenVerbände von Häuteverwertungs -Vereinigun .
gen angehört , an diesen Verband ; von einer
HäuteverwertungS -Bereinigung , die keinem
zugelaffenen Verbände angehört , an einen zu.
gelassenen Großhändler ; in beiden Fällen je.
doch spätestens am fünfzehnten Tage de- Mo-
nats für daS innerhalb des vorangegangenenKalendermoaats gesammelte Gefälle,

k) Bon einem von der Kriegs - Rohstoff-Abteilungdes Preußischen Kriegsminisderiums zugelaffe¬nen Verbände von Häuteverwertungs -Vereini .
gungen oder von einem zugelaffenen Groß .
Händler an die Sammelstelle (8 5) , jedoch spä.
testen» am fünfundzwanzigsten Tage des Mo-nats für das bis zum fünfzehnten Tage des-
selben Monats gesammelte Gefälle.

R. W. trägt , erhält ausschließlich die Nummer k?. K.
1/IS . 18. K. « , « .

Artikel VIII .
Die Bekanntmachung tritt am 26. Dezember 1918

in Kraft . Z .4S4
Berlin , den 26. Dezember 1918.

Krtezs -Rohstoft-Abteitun».
Wolffhügel .

kadiLclies l^ ndeblkeaten
In >

Lamstax , clen 28- fanuar 1919 (3a . 17.) :

Je « knMM .
"

Xnknnx 7 Ilkr Lncie ' /»lO II kr

I»»
ln meiner neueingorioliteten Werkstätto

werden

Lckneid - wlssckinen
uuk> kette ksrxencktet und »Ile sekoelltte»»

I V» Mos « » en Vsokß », wlNvi
Ink « ilk .

KniserstrsLs 223 leiepkon 3172

8i!äc!eul8e!ls
äukug - unä Xl-snbauan8la>t

Löppingkn

Xrane
Xuk ' rs l . lsfsl - 2sltsn .

Buchen, garantiert fehlerfrei,
hohe Form , in den gangbarst -
Männer - und Frauengrötzen

, bei größerer Abnahme 190
Mark pro Paar . Höchslver-kaufspreis 7.85 Mt - pro Paar . Mustersendung (große

Bahnsendung , sortiert in den gangbarsten Größen
Herren- und Frauenschuhen), zu 75 — Mk - franko nur
gegen vorherige Einsendung des Betrages . Bei Nicht-
geDllen garantieren wir be .eitwillige Zurücknahme und
Rückzahlung des Betrags . Um genaue Adresse und >ür
Bahnsendungen Angabe der Güterstation wird gebeten.
Garantie für gute Ankunft. Versand gestattet.

Holzfchnh - Fabrik Mimbach
(Rheinpfalz ). F738

MM LaMMM om Mm kreuz.
7S. Danks- ,unz .

An Spenden für das Note Kreuz sind aus der Stadt
Karlsruhe bei unserer Kassenverwaltung in der Zeitvom 1 . bis 31 . Dezember 1918 »veiter abgeliefert wor-
den von : Sr . Großh . Hoh. Prinz Max von Baden und
Ihrer Kgl. Hoheit Prinzessin Max von Baden 1000 M ..
KriegSger .-Rat Traumann (w . G . ) 100 ( dav . 50 f. Ge¬
fangene ) , Landger . -Rat Jordan (w. G.) 88.75, FrauE . 20. K. Büchel 5, Stadtrabbiner Dr . Appel (Erlös
aus verk . Predigt ) 18 ; dch . Pfarrer Hindenlang von :
Zugwärter Franz 10, Rechtsanw. Dr . Dietz (w. G .)200, Geh. Rat Bunte (f. Dez . ) 100, Waschanstalt Jcken
(w . G .) 40, Helf. Liefe! Wolfs 50, Haushofmstr . Nogge
(m. G .) 10, Gebr . Ettlinger 50, Samsiagsgesellsch . Ho-
tel National 10, Frau Reg.-Rat Rupp 50, Frau Dr .
Leuchert 50, S . O . (f. Familien notl . Krieger ) 20;
durch daS Bankhaus Straus L Co. von : Kommerzien¬rat Dr . h. c . M . A. Straus (für Liebesgaben im De¬
zember ) 100, Dr . Moritz Straus (f. Dez.) 100, FrauBerta Gutmann (f. Dez .) 25 ; durch das Bankhaus
Beit L . Hamburger »an : Geh. Finanzrat Ellstätter
(m. G . ) 50, Dr . Theod. Hamburger (m. G .) 25 , Geh.Rat Fetzer (m . G.) 25, Med . -Rat Gutinann (m. G .)
50 ; durch die Badische Bank von : Frau Prof . A. Blan¬
kenhain Wwe . (Weihnachtsg. f. uns. Truppen ) 100 ;durch die Mitteldeutsche Creditbank, Filiale Karlsruhe
von : A. Hummel 150 ; durch die BereinSbank von :
Ungenannt 0 .45 ; durch die Karlör . Lebensversich . auf
Gegenseitigkeit von : Ungenannt 1 .50 ; durch das Gr .
LandeSgrwerbeamt von ; I . R . 10 ; durch de» Rabatt -
Sparverein : 21, darunter von Gräfin zu Solms 15 ;
durch Fa . Otto Fischer von : Frau B . 50; durch die
Ludw.-Wilh .-Apotheke von : Reiter 5 ; zusammen 2484
M . 70 Pf .

Für da» Berwuubetenheim gingen ein : Sammel
büchse im Heim 10LS.

Für alle Gaben herzliche« Dank !

Karbidlampcil
Mid Karbid
jedes Quantum , wird ab¬
gegeben bei F .882 -3 1

HMtlW L MM ,«S Marienstraße Nr . VS
Telephon SS11 .

Usussekude , okne kerugockeln , d»ue»
katts Verarbeitung , mit ecdier l^ cierspiiro ,
pro ? »ar 7 .20 Mb . kreie Zusendung . l -ieke -
rung nur geeon vorkerig « Lineendung de»
Vetrage » . Sei n icktgeksllen garantierenvir bereitwillige LurUeicnadme und Süed -

raklung de» Setraxe ». lim genau »
Xngade der lldress « und 8 edub -

nummer wird gebeten .
Ksranlis k. gute Ankunft . Vers- nä gsstattsl .

.W flKilMj

« rttkrl VI .
Im Artikel VI der Bekanntmachung Nr . k?. U. 1/12 .18. K. R . A. (auch Nr . k . 1017/11. 18. K.N. A.) gilt der Grundpreis der laufenden Nummer 7»der Preistafel nicht für ein Quadratmeter Maschinen,» aß» sondern für 1 kg Nettogewicht.

Artikel VII .
Die Bekanntmachung Nr . R . 1/12 . 18 . K . R . A.,Bie teilweise auch die Nummer kr . 1017/11. 18. K.

IIrn unserer werten Luncisckakt im weit¬
gehendsten blsöe ent^egenrulcommen ,Kuben wir

2T
ein SkaEttagsn kün Alein » eelr » t»kin kuobon-, 7ann«n- u piekton- kronnkolr»sowie ünkouor - unci ölimtslkolr erricktet -

lMlz »IM 1 Io.,
lUlulLHiolkssdnIl. 8n » !iölMilin !! I » !l zpsllrrsl .

I ^ gerplutr : Ltucitluger:
Seklnektk, » », » »«,». kB LS
- - - > - DvI « i »I»a » 8LLL -

WsilM -MOMM
Die Stelle de» Borst- nde» beim städtische» Tiefbau,amt in Mannheim ist alSbald neu zu besetzen. DieStelle ist im städtischen Gehaltstarif unter AbteilungX I mit einem Mindestgehalt von 10500 Mark und

zweijährigen Zulagen von je 500 M . bis zum Höchst,gehalt von 13 500 M . eiagereiht ; außerdem werden
Familienzulagen und vorübergehende Teuerungszu .
lagen gewährt . Bei besonderen Borzügen eine» Be¬
werbers können die Grenzen Le» angegebenen Ge.
Halts angemessen überschritten werden. Der Amts-
Vorstand führt die Dienstbezeichaung „Stadtbaurat " .Die Gewährung von Sitz und Stimme im Stadtrat ist
nach den gesetzlichen Bestimmungen vorläufig nicht
möglich F .896

Bewerbungen sind unter Schilderung des BildungS.
ganges und der seitherigen Tätigkeit, sowie unter An.
gäbe der Gehaltsansprüche bis spStestru» 1. Märzd. IS . schriftlich an den Unterzeichneten einzurerchea.

Mannheim , den 17. Januar 1919.
Oberbürgermeister .

Laut Beschluß der Generalversammlung vom 11.Januar 1919 wird unser Aktienkapital um „Dreihun -
derttausend Mark " durch Ausgabe von Dreihundert
Jnhaber -Aktien erhöht.

Die neuen Aktien werden zu Pari ausgegeben . Den
Herren Aktionären steht ein Bezugsrecht auf dis neuen
Aktien im Verhältnis von secA zu eins zu. Dieses
Bezugsrecht erlischt , wenn es nicht bis zum siebten
Februar 1919 geltend gemacht wird .

Die Zeichnungsscheine sind durch uns zu beziehen.
Karlsruhe , 17. Januar 1919. FL95

ümlsiiihel BrallereigeselHaft vom . k . WenW .
gez. K. Schrempp .

» Wl . WlsMW
». ktllW SttÄübaHett.

Aufgbot.
Z . 493 .2.1 Heidelberg.

«Dqr Rechtsanwalt Fritz
Keller in Heidelberg >,s
Testamentsvollstreckerüber

den Nachlaß der prune -
reidirektor Fritz Leonhard
Ehefrau Anna geb. Desa-
ga n He ' de !b » :g h :t drs
Aufgebot de» zugunsten
der genannten Frau Leon-
hard ausgestellten Hypo.
thekenbriefeS des, Grund -
buchamts Heidelberg vom
H. .November 1906 über
die im Grundbuch von

Heidelberg Band 194, Heft
24. 3 . Abteilung Nr . 9 auf
das Grundstück Lich.-Nr.
135k Mönchgaffe Nr . 8 der
Gemarkung Heidelbergein¬
getragenen Hypothek über
5000 Mark beantragt . Der
Inhaber der Urkunde wird
ausgefordert , spätestens in
dem auf DienStag , den SV.
September 1919, vormit¬
tags 9 Uhr , vor dem unter
zeichneten Gerichte —
Zimmer Nr . 25 — anbe-
raumtSn Aufgebotstermi¬

ne seine Rechte anzumel -
den und die Urkunde vor-
zulegen, widrigenfalls di«
Kraftloserklüruna der Ur-
kundb erfolgen wird .
Heidelberg, 18 . Jan . 1919 .
Der Gertchtsschreiber de»

Amtsgerichts 1.
Z .496 . Baden . Im Kon.

kursverfahren über den
Nachlaß des Schreiner¬
meisters Matthäus Klumpp
in Oosscheuern ist Dermin
zur Beschlußfassung über
Genehmigung des Ver¬
kaufs des Grundstücks
Lgb -Nr . 5503» der Ge-
markung Oos bestimmt
auf
Freitag , 31. Jan . 191S,

vormittag» 1v Uhr.
Baden , 23 . Jan . 1919 .

De, Gertchtsschreiber de»
Amtsgericht».

KarlsruherBrauereigesell¬
schaft vorm. K. Schrempp

Karlsruhe i . B .
Vermöge«. Jahresrechuung auf 1. September 1918 . Berbindlichkeite«.

Liegenschaften . . .
Maschinen und Geräte
Vorräte .
Bürgschaften . . . .
Schuldner . . . .
Kassenbestaud . .

2 879 700
91350
39 780

165 000
2 307 823

5 700

5 489 353 !42

Aktien -Kapital . . -
Gesetzliche Rücklage .
Sonder -Rücklage - . .
Hypotheken . Tilgung »

Rücklage .
Hypotheken -Kapital . .
K. Schrempp'

sche Arbeiter¬
stiftung
5 Reichsanleihe,
Schüldbuch-
eintrag . . 62 000.—
Bar . .

Arbeiter- und Beamten -
UnterstühungS- und
Ruhegehaltsrücklage . .

Rücklage f. Kriegsfürsorge
und wohltätige Zwecke

Rücklage für zweifelhafte
Ausstände .

Erfordernisse für unter¬
lassene JnstandsetzungS-
arbeiten .

Sonstige Gläubiger . .
Betriebs -Sparkaffe . . .
Bürgschaften . . . . .
Gewinn - u- Verlust-Rech¬

nung
Gewinn -Vortrag auf 1.

Sept . 1917 31 222.48
Reingewinn

1917/18 . 228 399 79

1800000
180009
986000

460000
^ 12 038

-S'

50

67

225 569 17

25 000

241200 ^

1444

150000
407 660
75 817

165000

259 622

5 489 353

93
85

27

42

Soll. Gewinn- und Verlust-Konto. Habe«.

An Abschreibungen.
An Reingewinn . .

iS
89 446 50

228 399 !79
3I7 84LL9"k

Per Betriebs - Überschuß
1917/1918 . . . . . 317 346

317 846 29

SarbnA MiiMWIWH WM A. WM
gez . K Schrempp .

29
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